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Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel nimmt von der Gebührenbedarfsberechnung 2007
für den Unterabschnitt 730 „Märkte“ Kenntnis und beschließt unter Verzicht auf eine
Privatisierung der Castrop-Rauxeler Wochenmärkte den Erlass der als Anlage II bei-
gefügten Gebührenordnung für die Wochenmärkte in Castrop-Rauxel.

__________________________ _________________________
B e i s e n h e r z E c k h a r d t



Sachverhalt

Finanzielle Situation in der kostenrechnenden Einrichtung „Märkte“:

Die Kostenrechnung für den Unterabschnitt 730 „Märkte“ hat für das Jahr 2005 eine
Unterdeckung in Höhe von 18.340 € ergeben. Gegenüber dem mit der Gebührenbe-
darfsberechnung für 2005 prognostizierten und vom Betriebsausschuss 1 akzeptierten
Fehlbedarf in Höhe von 11.960 € ist dies eine Verschlechterung um weitere 6.830 €, die
im Wesentlichen aus dem unerwartet starken Rückgang der Marktbeschickung resul-
tiert. Seit der letzten Anpassung der Marktstandsgebühren zum 01.01.2002 verlief die
Entwicklung wie folgt:

2002 220.992 €
2003 209.362 €
2004 192.041 €
2005 174.143 €
2006 166.000 € (hochgerechnet)

Angesichts eines derartigen Einnahmeverlustes, der im laufenden Jahr zu einem Fehl-
bedarf in Höhe von 26.240 € führen wird, können alle bisher eingeleiteten Sparmaß-
nahmen, sei es im Bereich der Personalkosten oder bei der Marktreinigung, nicht zur
erforderlichen Kostendeckung führen.

Da eine Anhebung des Marktstandsgeldes aufgrund mangelnder Leistungsfähigkeit der
marktbeschickenden Betriebe nicht in Betracht kommen kann, würde ohne den Einsatz
tiefgreifender Veränderungen allein für das Haushaltsjahr 2007 mit einem erneuten
Fehlbetrag von etwa 22.320 € zu rechnen sein.

Zusätzlich auszugleichen wären:

Kostenvortrag aus 2005 6.830 €
Zuschussbedarf 2006 26.240 €

insgesamt:                                            33.070 €

Gebührenbedarfsberechnung 2007 für den UA 730 „Märkte“:

Die als Anlage I beigefügte Gebührenbedarfsberechnung enthält zur Lösung des Prob-
lems die Aufgabe der Abfallentsorgung durch den EUV, wodurch eine Einsparung in
Höhe von 36.500 € erzielt werden kann. Auch nach Inkrafttreten der Verpackungsver-
ordnung im Jahre 2002, aus der sich für die Markthändler die Verpflichtung zur Selbst-
entsorgung der Verpackungsabfälle ergab, hat der EUV auf deren ausdrücklichen
Wunsch die Müllabfuhr übernommen. Zum Ausgleich wurden die abfallintensiven Be-
triebe mit einer erhöhten Marktstandsgebühr belastet.



Aufgrund der rückläufigen Marktbeschickung kann dieser Service ohne eine erhebliche
Gebührenanhebung für die Obst-, Gemüse- und Geflügelhändler nicht mehr kostende-
ckend geleistet werden. Andererseits sind aber gerade die sogenannten Frischwaren-
händler für die Attraktivität des Warenangebotes eines Wochenmarktes unverzichtbar,
sodass eine kräftige Gebührenanpassung in diesem Bereich durch den möglichen
Fortfall dieser Händlersparte den Märkten in Castrop-Rauxel erheblichen Schaden zu-
fügen könnte.

Der Fortfall der Abfallentsorgung durch den EUV bedingt auch eine Neufassung der
Marktstandsgebührenordnung, da nunmehr eine Unterscheidung nach abfallintensiven
Betrieben im Gegensatz zu den übrigen Beschickern nicht mehr aufrechterhalten wer-
den kann. Dem EUV entstehen durch diese Maßnahme keine Nachteile, da es sich bei
den Entsorgungskosten im Wesentlichen um sog. durchlaufende Posten handelt.

Bezüglich der konkret vorzunehmenden Veränderungen bei den zu berechnenden
Standgeldern wird auf die Gebührenbedarfsberechnung verwiesen.

Alternativlösung: Privatisierung der Castrop-Rauxeler Wochenmärkte:

Als weitere Möglichkeit zur Lösung des Problems hat die Verwaltung die Abgabe der
Wochenmärkte an einen privaten Veranstalter geprüft. Hierzu wurde mit der DMG
Marktgilde e.G. bezüglich einer Übernahme der hiesigen Wochenmärkte Kontakt auf-
genommen. Die DMG Marktgilde e.G. veranstaltet bundesweit über 100 Wochenmärkte
und verfügt über die notwendige Logistik, gute Referenzen und das erforderliche Know-
how.

Nach Informationsgesprächen, Ortsbesichtigungen und Einsichtnahme in die vorliegen-
den Kosten- und Gebührenbedarfsberechnungen hat die DMG Marktgilde e.G. ein An-
gebot vorgelegt, dessen Inhalt im Folgenden grob zusammengefasst wird:

a) Die DMG Marktgilde e.G. übernimmt die in Castrop-Rauxel bisher von der Stadt
veranstalteten Wochenmärkte auf der Grundlage eines Nutzungsvertrages mit einer
zunächst 5-jährigen Laufzeit. Die Plätze, Markttage, zugelassenen Warenarten und
Öffnungszeiten bleiben unverändert.

a) Es wird ein Standgeld erhoben, welches sich an dem jetzigen Standgeld der städti-
schen Gebührenordnung orientiert. Allerdings wird keine Staffelung nach Warenar-
ten vorgesehen, sondern einheitlich ein Betrag in Höhe von 2,75 € je lfd/m Ver-
kaufsfront erhoben.

c) Die Betreuung und Aufsicht der Märkte erfolgt durch einen/zwei eigens zu diesem
Zweck eingestellten und fachlich geschulten Marktmeister.

d) Für die Reinhaltung der Fläche ist grundsätzlich der einzelne Händler verantwortlich.
Die DMG Marktgilde e:G. ist jedoch bereit, für eine Reinigung durch den EUV zu-
nächst für zwei Jahre einen jährlichen Betrag bis zur Höhe von 55.800 € zu zahlen.
Die Müllbeseitigung wird von der DMG Marktgilde e.G. selbst geregelt.

e) Die DMG Marktgilde e.G. zahlt der Stadt eine einmalige Gebühr für die gesamte
Laufzeit des Vertrages (60 Monate) in Höhe von 50.000 €. Alternativ wird eine mo-
natliche Zahlung in Höhe von 950 € angeboten.



Die Zahlungen beinhalten die Bereitstellung der Marktplätze in nutzbarem Zustand.
Inbegriffen sind die Kosten für die Bereitstellung der Energieversorgungsanlagen (z.
B. Stromverteilerkästen) sowie die Nutzung der für die Händler notwendigen Toilet-
tenanlagen.

Die DMG Marktgilde e.G. wirbt mit dem Angebot, als Deutschlands größter genossen-
schaftlicher Wochenmarktveranstalter durch die Zahlung von Sondernutzungsgebühren
den Haushalt einer Kommune entlasten zu können. Vordergründig erscheint diese An-
kündigung angesichts des jährlichen Defizits im Gegensatz zu einem Zahlungseingang
in Höhe von 10.000 € per Anno auch attraktiv zu sein.

Allerdings dürfte nicht vergessen werden, dass ein nicht geringer Anteil der im UA 730
„Märkte“ enthaltenen Kosten dem städtischen Gesamthaushalt zugute kommt. Hier wä-
ren zunächst die kalkulatorischen Kosten (6.500 €) und die internen Verrechnungen
(23.100 €) zu nennen. Die Kosten für die Unterhaltung der Strom- und Wasserversor-
gung sowie der Toilettenanlagen für Markthändler (Reparaturen, jährl. ca. 1.500 – 2.000
€) wären auch weiterhin zu tragen. Da weder bei den mit Marktangelegenheiten be-
fassten Beamten noch den anderen Beschäftigten mit Entlassungen zu rechnen wären,
könnte bei den Personalkosten keine direkte Entlastung für den Gesamthaushalt ver-
bucht werden.

Vorschlag der Verwaltung:

Wie die obigen Ausführungen zeigen, kann durch den Verzicht auf die städtische Müll-
entsorgung unter Beibehaltung der Marktreinigung in Castrop und Ickern durch den
EUV für den UA 730 „Märkte“ eine jährliche Kosteneinsparung ergeben, die von ihrer
Höhe her geeignet ist, für die Zukunft wieder die gewünschte Kostendeckung zu errei-
chen.

Jedenfalls ergibt sich hierdurch für die Stadt die Möglichkeit, auf den weitergehenden
Schritt zur Privatisierung der Märkte verzichten zu können. Wie bereits oben erläutert,
würde dieser Schritt letztlich den Gesamthaushalt kaum entlasten.

Es wird daher vorgeschlagen, unter Verzicht auf eine Privatisierung die Kostendeckung
dadurch zu erreichen, dass die Entsorgung des Verpackungsmülls künftig entsprechend
der Verpackungsverordnung durch den Markthändler selbst erfolgt.

Die Neuregelung der Marktstandsgelder erfolgt durch die als Anlage II beigefügte neue
Gebührenordnung.



UA 730

„Märkte“

Gebührenbedarfsberechnung für das

Haushaltsjahr

2007



Ergebnis der Kostenrechnung 2005:

Die Kostenrechnung für das Jahr 2005 weist nach Einarbeitung der mit der Prüfbemer-
kung 16/2006 der Rechnungsprüfung vom 13.10.2006 vorzunehmenden Korrektur für
den gesamten Unterabschnitt 730 „Märkte“ einen Zuschussbedarf in Höhe von 18.340 €
aus (s. Anlage I, Tabelle 1). Trotz aller Einsparmaßnahmen bei den Personalkosten und
der Marktreinigung ließ sich die Kostendeckung nicht erzielen, weil die Marktbeschi-
ckung weiterhin rückläufig ist. Entgegen der erwarteten Standgeldeinnahme von
191.000 € konnte nur ein Betrag in Höhe von 174.000 € erzielt werden.

Bereits im Laufe des Jahres 2005 wurde bei der Aufstellung der Gebührenbedarfsbe-
rechnung für 2006 ein Fehlbedarf für 2005 in Höhe von 11.960 € erwartet und seitens
der politischen Beschlussgremien als unvermeidbar akzeptiert. Weil der tatsächliche
Verlust diese Prognose um 6.380 € übersteigt, wird dieser Betrag als außerordentlicher
Kostenvortrag in dieser Gebührenbedarfsberechnung zu berücksichtigen sein.

Erläuterungen nach Kostenarten:

Personalausgaben:

Mit den bisherigen Einsparungen in diesem Bereich – von 2002 (101.000 €) bis 2006
(73.000 €) wurden 28.000 € eingespart – sind die Möglichkeiten zur Kostenreduzierung
ausgeschöpft. Für 2007 wird hier mit Kosten in Höhe von 73.800 € zu rechnen sein.

Büroausstattung:

In 2006 wurden hier lediglich 200 € benötigt. Dieser außergewöhnlich niedrige Betrag
wird nicht jedes Jahr zu halten sein. Deswegen sollte der Ansatz für 2007 für die Er-
satzbeschaffung von Büromaterialien 500 € betragen.

Bewirtschaftung der Grundstücke und baulichen Anlagen:

Hierunter fallen die Ausgaben für die Strom- und Wasserversorgung, die Reparatur-
kosten, Grundbesitzabgaben und sonstige Kosten soweit sie nicht die Kirmesveran-
staltungen betreffen. Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Mehrwertsteuererhö-
hung ist hier ein Betrag in Höhe von 22.000 €  einzusetzen. Einsparungen sind in die-
sem Bereich nicht möglich.

Weitere Verwaltungs- und Betriebsausgaben:

Für die Bereitstellung der für Kirmesveranstaltungen notwendigen Infrastruktur (Strom-
und Wasserversorgung, Toiletten etc.) fallen voraussichtlich Kosten in Höhe von 9.200
€ an. Auch hier können keine Einsparungen vorgenommen werden.

Geschäftsausgaben:

Hier ist mit konstanten Kosten zu rechnen, sodass wie bisher ein Betrag in Höhe von
1.200 € als ausreichend angesehen werden kann.



Erstattungen an öffentliche wirtschaftliche Unternehmen:

Hierunter fällt die Kostenerstattung für alle vom EUV bezüglich Entsorgung und Reini-
gung erbrachten Leistungen. Abgesehen von den mit den Kirmesveranstaltungen an-
fallenden Kosten von rund 10.000 € werden für die Marktreinigung im kommenden Jahr
entsprechend des vom EUV vorliegenden Angebotes Kosten in Höhe von 46.000 € an-
fallen.

Die Kosten der Marktentsorgung richtet sich nach der Anzahl der erforderlichen
Einsatztage und der anfallenden Abfallmenge. Die Preise hierfür würden auch im kom-
menden Jahr mit 67 € je Einsatztag und 146 € je Tonne Abfall stabil bleiben. Entgegen
dem Trend der rückläufigen Marktbeschickung ist seit 2003 ein von hier nicht nachvoll-
ziehbarer stetiger Anstieg der Abfallmengen von 106 t auf 131 t zu verzeichnen. Hier-
aus ergab sich ein Kostenanstieg von 29.140 € (2003) auf 36.520 € (2006). Dement-
sprechend müsste für das Jahr 2007 mit Entsorgungskosten in Höhe von mindestens
36.500 € zu rechnen sein, womit die Gesamtkosten bei dieser Position bei 92.500 €
lägen.

Interne Verrechnungen:

Im laufenden Jahr beträgt der den UA 730 „Märkte“ belastende Verwaltungskostenanteil
27.820 €. Für das Jahr 2007 hat die Kämmerei einen geringfügig veränderten Betrag in
Höhe von 27.170 € ermittelt.

Kalkulatorische Kosten:

Da keine Vermögenswerte angeschafft wurden, bleiben sowohl die kalkulatorische Ab-
schreibung (4.640 €) wie auch die kalkulatorischen Zinsen (1.810 €) gegenüber den
Vorjahren kaum verändert. Einzelheiten können der beigefügten Anlage II entnommen
werden.

Die Hauptkostenstellen im Einzelnen:

Hauptkostenstelle 10 –Wochenmärkte-

Die Marktbeschickung ist nach wie vor deutlich rückläufig. Seit der letzten Anpassung
der Marktstandsgebühren zum 01.01.2002 verlief die Entwicklung wie folgt:

2002 220.992 €
2003 209.362 €
2004 192.041 €
2005 174.143 €
2006 166.000 € (hochgerechnet)

Bereits in den vorangegangenen Gebührenbedarfsberechnungen wurde dargelegt,
dass der negativen Einnahmeentwicklung durch eine Anhebung der Gebührensätze
nicht entgegengewirkt werden kann, weil ansonsten die Leistungsfähigkeit der verblie-
benen Marktbeschicker ihre Grenzen überschreiten würde, was wiederum zu weiteren



Geschäftsaufgaben führen könnte. Somit können auf der Einnahmeseite keine Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situation ergriffen werden.

Wie der Anlage I, Tabelle 2 entnommen werden kann, führt der dramatische Rückgang
der Gebühreneinnahme bereits im laufenden Jahr zu einem Defizit in Höhe von rd.
23.800 €. Ohne weitere Kostensenkungsmaßnahmen wäre für 2007 bei gleichbleiben-
der Standgeldeinnahme mit einem Zuschussbedarf in Höhe von
21.570 € zu rechnen (s. Anlage I, Tabelle 3). Zusammen mit dem außerordentlichen
Kostenvortrag aus dem Jahre 2005 in Höhe von 6.380 € ergäbe sich für den Zeitraum
2005 bis 2007 ein Gesamtverlust in Höhe von 51.710 €.

Die Möglichkeit, die Veranstaltung der Wochenmärkte in eigener Regie aus Kosten-
gründen aufzugeben und einem privaten Veranstalter zu übergeben, enthebt die Stadt
von der Verpflichtung zur Kostenrechnung und kann daher hier nicht diskutiert werden.
Diese Option bedarf einer politischen Entscheidung. Im Rahmen dieser Gebührenbe-
darfsberechnung bleibt lediglich die Möglichkeit, über weitere Kostensenkungen nach-
zudenken.

Wie bereits erwähnt, sind bei den Energiekosten, der Wasserversorgung und der Un-
terhaltung der Verteilereinrichtungen keine Einsparungen möglich. Somit bleibt letztlich
nur die Entsorgung der Marktabfälle, die die Kostenstelle mit einem Betrag in Höhe von
36.500 € jährlich belastet. Ein Verzicht auf diese Serviceleistung (s. unter „Erstattungen
an öffentliche wirtschaftliche Unternehmen“) könnte eine nachhaltige Entlastung für die
Wochenmärkte bringen.

Nach der z.Zt. gültigen Rechtslage ist der Markthändler grundsätzlich verpflichtet, für
die Beseitigung seines Verpackungsmaterials selbst zu sorgen. Nach Inkrafttreten der
Verpackungsverordnung im Jahre 2002 ist jedoch auf Wunsch der Marktbeschicker die
Entsorgung weiterhin vom EUV erledigt worden, wobei die Entsorgungskosten in die
Kostenrechnung einbezogen wurden.

Da jetzt deutlich geworden ist, dass die Standgeldeinnahmen diese Kosten auch künftig
nicht mehr decken werden und eine Standgeldanpassung die Leistungsfähigkeit der
Marktbeschicker übersteigen würde, ist eine derartige Serviceleistung in Frage zu stel-
len. Der Verzicht auf die Übernahme der Entsorgung durch den stadteigenen Betrieb
wird in anderen Städten des Kreises (z.B. Dorsten) bereits erfolgreich praktiziert. Das
Einsparpotential von 36.500 € könnte für 2007 dazu führen, das nicht nur die ange-
strebte Kostendeckung, sondern auch ein teilweiser Ausgleich der Verluste aus den
Jahren 2005 und 2006 erreicht wird.

Wie aus der Anlage I, Tabelle 4 ersichtlich ist, könnte im kommenden Haushaltsjahr ein
Überschuss in Höhe von 14.930 € erzielt werden, soweit man das Jahr 2007 für sich
allein betrachtet. Unter Anrechnung der „Altlasten“ aus 2005 (6.380 €) und 2006
(23.800 €) würden noch 15.650 € ungedeckt verbleiben. Im Jahre 2008 wären bei jetzt
konstant bleibender Marktbeschickung auch diese Verluste der Vergangenheit in etwa
gedeckt.

Der Verzicht auf die Entsorgung der Marktabfälle durch den EUV würde allerdings eine
Änderung der Gebührenordnung für Wochenmärkte erforderlich machen, weil die der-
zeitige Gebührenregelung eigens für die abfallintensiven Betriebe (insbesondere die
Obst- und Gemüsehändler) eine höhere Gebühr vorsieht. Da dieser „Sondergebühr“



künftig die Begründung fehlt, muss hier eine Reduzierung vorgenommen werden, die
durch Anhebungen bei anderen Warenarten zu kompensieren ist.

Die derzeit gültige Gebührenordnung vom 21.12.2001 (Anlage III) unterscheidet die fol-
genden Händlergruppen:

Propagandisten
Obst-, Gemüse-, Gärtnereiartikel- und Geflügelhändler
Übrige Händler

Die Gebührenordnung enthält außerdem unterschiedliche Gebührensätze für die
Märkte in Ickern und Castrop einerseits und Habinghorst und Schwerin andererseits.
Diese Regelung trägt der Tatsache Rechnung, dass auf den letztgenannten kleinen
Marktplätzen keine städtische Reinigung erfolgt. Hier müssen die Händler ihre Stand-
plätze selbst reinigen.

Die Unterscheidung nach Händlergruppen wurde eingeführt, damit über die Gebühren-
höhe auf durch die Warenart bedingte Besonderheiten (z.B. Abfallmenge, bevorzugte
Standorte) reagiert und möglicherweise auch steuernd eingegriffen werden kann. Die
sog. Propagandisten zahlen eine besonders hohe Gebühr, weil für sie die attraktiven
Standorte im jeweiligen Eingangsbereich des Marktplatzes bereitgehalten werden.

Nach dem Fortfall der Entsorgung durch den EUV entfällt allerdings der Grund für eine
Unterscheidung der Warenarten hinsichtlich ihrer Abfallintensität, sodass künftig abge-
sehen von einer unterschiedlichen Regelung für die Standorte Ickern und Castrop ei-
nerseits und Habinghorst und Schwerin andererseits, lediglich die Sonderregelungen für
Propagandisten erhalten bleiben sollten.

Damit die Standgeldänderungen insgesamt ergebnisneutral bleiben, empfiehlt es sich,
bei den Obst-, Gemüse-, Gärtnereiartikel und Geflügelhändlern die Gebühr für den lfd.
m Verkaufsfront auf Marktplätzen in Ickern und Castrop um 0,25 € bei markttäglicher
Barkassierung auf 2,95 € bzw. 0,21 € bei halbjährlicher Vorauszahlung auf 2,55 € zu
senken. Demgegenüber sollten die Gebühren für alle übrigen Händler in Ickern und
Castrop um 0,30 € sowohl bei den täglich kassierten wie bei den Vorauszahlern ange-
hoben werden. Hieraus ergäbe sich eine einheitliche Gebühr in Höhe von 2,95 € (tgl.
Kassierung) bzw. 2,55 € (Vorauszahler).

Eine derartige Regelung fördert die Frischwarenhändler, die das attraktive Kerngeschäft
eines Wochenmarktes ausmachen. Durch die Anhebung der Standgelder für teilweise
wochenmarktuntypische Anbieter (z.B. Billigtextilien) wird nicht zuletzt einer uner-
wünschten Entwicklung in Richtung eines sog. Krammarktes entgegengewirkt.

Auf den Marktplätzen in Habinghorst und Schwerin sollten künftig einheitlich 2,45 €
bzw. 2,25 € kassiert werden. Für die Obst- und Gemüsehändler bedeutet dies eine er-
hebliche Senkung des Marktstandsgeldes um 0,52 € bzw. 0,51 €. Da diese Marktplätze
nur noch von sehr wenigen Händlern beschickt werden, hat diese massive Standgeld-
senkung auf das Gesamtergebnis keine nennenswerte Auswirkung. Andererseits
könnte diese Maßnahme möglicherweise dazu führen, das zusätzliche Händler ange-
lockt werden.

Die neue Gebührenordnung ist als Anlage IV beigefügt.



Hauptkostenstelle 11  - Kirmesveranstaltungen –

Wie die nachfolgende Zeitreihe über 5 Jahre zeigt, war bei dieser Kostenstelle im Jahr
2006 ein Einbruch zu verzeichnen:

2003    947 € Überschuss
2004    542 € Überschuss
2005    549 € Überschuss
2006 2.248 € Zuschussbedarf
2007    350 € Zuschussbedarf

Dieser Einbruch hatte seine Ursache insbesondere in der Tatsache, dass der Veran-
staltungszeitraum der diesjährigen Frühjahrskirmes über den 01. Mai fiel, ein Termin, an
dem viele andere Städte in der Umgebung ebenfalls Kirmesssen veranstalten. Eine
Vollauslastung des vorhandenen Platzangebotes war deswegen leider nicht möglich.

Angesichts der Tatsache, dass in den Vorjahren regelmäßig Überschüsse zu verzeich-
nen waren und für 2007 mit einer nahezu vollständigen  Kostendeckung zu rechnen ist,
bedarf es hier noch keiner besonderen Maßnahmen hinsichtlich einer Veränderung der
zu zahlenden Entgelte.


























